Deutscher Bundestag Drucksache 

7. Wahlperiode 


Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutsdien Bundestages 


am Mittwoch, dem 20. März 1974 
am Donnerstag, dem 21. März 1974 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 

.Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
imd Forsten. .................... 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung ...... 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesimdheit . . 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie 

imd für das Post- und Femmeldewesen . 

Geschäftsbereich des Bimdesministers für Bildung und Wissenschaft 
Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 


Seite 

5, 

23 *) 

6. 

23 *) 

2, 

24 •) 

2, 

24 *) 

10, 

25 *) 

11. 

26 *) 

12, 

27 *) 

13, 

28 ♦) 

16, 

28 *) 

17 


5, 

29 •) 

2, 

30 *) 

18, 

31 *) 

19, 

31 *) 

21, 

34 *) 


2 


*) SdiTiltlidie Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *01071 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, QoethestraBe 56, Tel. (02221) 363561 


7/1816 

15 . 03 . 74 



Drucksache 7/1816 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter Kann die BLLrudesiregierung dartun, weldie kon- 

Dr. Wittmann krcten Straftaten auf Grund der tschedio&lo- 
(München) wakisdien Strafgesetz gebung nach dem Brief 

(CDU/CSU) der Regierung der CSSR zu Fragen der Staaf- 

verfolguirg nodi einer VerfoiLgung durdi die 
tschodioislownkiischen Behörden unterliegen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

2. Abgeordneter Halt die Bundesregierung das geltende Sozial- 

Dr. Schneider mieten- und Beredmuirgsredit noch mit der 

(CDU/CSU) tatsächlichen wiirtsdiaftMchen Lage und Ko- 

stenentwickLung in der Wo hnungs Wirtschaft 
für vereinbar, rmd bis wann ist die Bundes- 
regierung bered, idie seit Jahren rl ringliche 
umfassende Reform des Sozialmreten- und Be- 
rechnungsrechts in Angriff zu nehmen und da- 
bei auch die Regelungen für die Instandhal- 
tungs- und Verwaltaingskostenpaiisdiale der 
tatsächi i chen Kostencntwi ck liing anzupassen ? 

Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierunig die Ansidit des Mit- 

Geldner glieds der EG-Kommission Cheysson, wonadi 

(FDP) die WolternährungsJage zur Zeit so kritisch 

ist, daß jeder kleinste Zwisdienfall zu Hun- 
gersnöten führen kann, und was ist dazu aus 
der Sicht der BuTidesregierung im einzelnen 
zu sagen? 

4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, 'die Grün- 

Schmidhuber düng :und die Unterhaltamg von Einrichtungen 
(CDU/CSU) des industriellen Normenwesens in Entwick- 

lungsländern im Wege der tediniisdien Hilfe 
und der Kapltalhilfe zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

5. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in 'der „Welt" 
Dr. Franz vom 12. März 1974 geäußerte Meinung, ein 

(CDU/CSU) in Berlin (West) zu errichtendes Atomkraft- 

werk müsse von der „DDR" genehmigt wer- 
den, und ist -- bejahendenfalls — die „DDR" 
dementsprechend der Auffassung, idaß ihre 
Atomkraftwerke, deren Sidierheitszonen sidi 
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bis ins Bundesgebiet einschließlich des Landes 
Berlin erstrecken, der Genehmigung durch die 
zuständigen Behörden in der Bundesrepublik 
Deutschland bedürften? 


6. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


7. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 

10. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 

11. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


12. Abgeordneter 

Pensky 

(SPD) 

13. Abgeordneter 
Reiser 

(SPD) 


Triifft es zu, daß sich die Industrie, die in 
allen relevanten Entscheidungsgremien ver- 
treten ist, durchgesetzt und den Würgassener 
Reaktor ohne Generallnspektion wieder in 
Betrieb gesetzt hat, obwohl das Bundesinnen- 
ministerium laut Bericht im Stern Nr. 8/1974 
Über Schäden in diesem Kraftwerk eine sofor- 
tige gründliche Überholung der gesamten An- 
lage angeordnet hatte? 

Sind Überlegungen dahin gehend bereits in 
ein konkreteres Stadium getreten, künftig 
überhaupt nur noch, aus Gründen der Sicher- 
heit, den Bau von gasgekühlten Hochtempe- 
raturreaktoren zu gestatten? 

Was gedenkt die Bundesregierung in beam- 
te nrechtli eher, beamtenpo litis eher und bil- 
dungspolitischer Hinsicht im Hinblick auf die 
Durchführung einer „Urabstimmung'' durch 
den hessischen Landesverband der Lehrerge- 
werkschaft GEW, in deren Verlauf über 15 000 
Lehrer ln Hessen über einen von der Giewerk- 
schaftsleitung empfohlenen „Streik" abge- 
stimmt haben, zu unternehmen? 

Auf welche wissenschaftlichen Vorarbeiten 
stützt die Bundesregierung die von ihr vorbe- 
reiteten neuen Richtlinien zur Reinhaltung der 
Luft? 

Welche Konseguenzen werden sich aus der 
Anwendung dieser Richtlinien für die Errich- 
tung neuer Koihlekraftwerke ergeben? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß — wie 
Pressern eldungen zu entnehmen war — ein 
Rheinmetall-Konstrukteur mit der Entwicklung 
und Erprobung einer sogenannten Stauchge- 
schoßpatrone befaßt ist, die geeignet ist, den 
Getroffenen angriffs- oider fluchtunfähig zu 
machen ohne Gefahr einer Tötung, und ist sie 
bereit, dieses oder ein entsprechendes For- 
schungsvorhaben finanziell zu unterstützen? 


Ist die Bundesregierung weiter mit mir der 
Ansicht, daß es notwendig sei, eine nicht 
tötende Polizeiwäffe zu entwickeln? 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß eine 
bewaffnete paramilitäritsche Einheit (wie sie in 
der Panorama-Fernsehsendung vom 11. März 
1974 gezeigt wurde) sich noch im Rahmen des 
Grundgesetzes bewegt? 
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14. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


15. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


16. Abgeordneter 

Wende 

(SPD) 


17. Abgeordneter 
Wende 
(SPD) 


18. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Wird nach AuffasiSiung der Bundesregieraing 
das Dienstverhältnis zwischen ednem Kata- 
strophenschutzhelfer, der anerkannter Kriegs- 
dienstverweigerer ist, und seiner Organisation 
(THW) zum Zeitpunkt der Abgabe der Ver- 
pflichtungserklärung durch iden Heilfer otder 
erst 2 )um Zeitpunkt des Zugangs der Anzeige 
über die Zustimmung der zuständigen Beihörde 
beim Boindesamt für Zivildienst begründet? 

Zeichnen sich inzwiscben Fortschritte zur Ein- 
beziehung der Zollverwaltung in ein fortge- 
schriebenes Sicherheitsprogramm (Teil III) ab 
und gegebenenfalls in welcher Form? 


Sind der Bondesregierung die .sportwissen- 
schaf fliehen Analysen bekannt, die der Bun- 
desaus'schuß Leistungssport des Deutschen 
Sportbunids im Zusammenhang mit den Olym- 
pischen Spielen 1972 erstellen wollte? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik, 
die in letzter Zeit wiederholt in der Fach- 
presse gegen die Arbeit des Bundesausschus- 
ses Leistungssport erhoben wurde? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 14. März 
1974 zu, die arabische Terroristengruppe Al 
Wicab habe ihren Sitz von Italien in die Bun- 
desrepublik Deutschland verlegt und seit 
Januar und Februar Stützpunkte in Bierlin 
(West), Bonn, Dortmund und Frankfurt er- 
richtet, und welche Sicherheitsvorkehrungen 
sind — bej ahendenfalls — daraufhin getroffen 
worden? 


Sind der Bundesregierung Belege für idie Be- 
hauptung des Vorsitzenden der Gewerkschaft 
der Polizei, Kuhlmann, bekannt, wonach bei 
Bundeswehr, Polizei und Bundesgrenzschutz 
„auf jeden Linksextremisten mindestens 50 
Rechtsextremisten" kämen, und hat die Bun- 
desregierung festgestellt, welche Belege Herr 
Kuhlmann für seine Behauptung vorlegen 
kann? 


Falls keine Belege vorliegen, ist die Bundes- 
regierung bereit, durch die zuständigen Bun- 
desminister als oberste Dienstbehörden der 
pauschal verdächtigen Beamten und Soldaten 
straf- und zivilgerichtlich gegen Herrn Kuhl- 
mann mit dem Ziel vorzugehen, daß er seine 
schwere Anschuldiigung entweder beweijst oder 
zurücknimmt? 


Trifft es zu, daß für die Änderung der Ver- 
waltungsvorschrift über genehmigungsbedürf- 
lige Anlagen nach § 16 der Gewerbeordnung 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
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Luft — TA Luft) VerordniUngen erlassen wer- 
den, deren Durchführung techniiisch problema- 
tiisch und fderen Anfarderungen der technische 
Stand noch nicht angepaßt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


22. Abgeordneter Ist idie Bundes regiierung bereit, dem Vorstand 
Heyen der Deutschen Dundespost zu empfehlen, daß 

(SPD) die in den Zügen der Deutschen Bundesbahn 

befindlichen, politisch völlig überholten, Land- 
harten gegen zeitgemäße ausgetauscht wer- 
den? 


23. Abgeordneter 

Krall 

(FDP) 


Ist der Dundesregierung bekannt, inwieweit 
der TEE- und IC- Verkehr auf der Rheinstrecke 
Köln — Mainz durch den geplanten Bau der 
Bunde sbahn- S chnell st r e cke Köln— G roß - Ge rau 
tangiert wird? 


24. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, finanzielle 
Stücklen Leistungen für den Bau von Autobahnstrecken 

(CDU/CSU) im Herrschaftsgebiet der „DDR" zu erbringen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


25. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Friedrich 

(SPD) 

27. Abgeordneter 

Friedrich 

(SPD) 


Wieso spricht der Bundeskanzler im Zusam- 
menhang mit der hundertausenden Deutschen 
verweigerten Ausreise aus den Oder-Neiße- 
Gebieten und großen Finanzhilfen an Polen in 
einem am 7. Februar 1974 im Bulletin ver- 
öffentlichen Interview von einem „eingebilde- 
ten Prinzip", und welches „eingebildete Prin- 
zip" meint er dabei eigentlich? 

Elät Bundesminister Bahr vor seiner Moskauer 
Reise die Regierung der Vereinigten Staaten 
unterrichtet? 

Inwieweit waren bei den Gesprächen in Mos- 
kau idie Handelsbeziehungen der Sowjetunion 
besonders mit den USA und Frankreich von 
Bedeutung, und gewähren andere Länder bei 
Exporten lin die Sowjetunion Vergünstigun- 
gen, und mußte Bundesminister Bahr bei An- 
tritt seiner Reise den Eindruck haben, daß die 
deutsche Industrie ider Ausweitung .unserer 
Handelsbeziehungen zurückhaltend gegen- 
ü'b erstehe, und sieht man in der Fortentwick- 
lung des Handels mit der Sowjetunion eine 
Gefährdung unserer Arbeitsplätze? 
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28. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wessen Korrespondenten haben die Ost-Ber- 
liner Behörden 'im eiinzelnen akkreiditiiert, wes- 
sen Korrespondenten haben sie diie Akkredi- 
tierung versagt, und über welche Anträge ist 
noch nicht entschieden worden? 


29. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung den Unter- 
Dr. Zimmermann schied zwischen den Angaben zu den Kosten 
(CDU/CSU) der öffentMchkeitsarbeit der Bund esmii niste - 

rien im dahr 1972 in Ihrer Antwort auf eiine 
Kleine Anfrage von CSU-Abgeordneten und 
den Angaben des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung (Frankfurter Rund- 
schau vom 14. März 1974)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


30. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung um einen Sitz 
für die Bunidesrepublik Deutschland im Aus- 
schuß für Menschenrechte gemäß Artikel 28 
des Interna tionalen Pakts vom 19. Dezember 
1966 über bürgerliche und politische Rechte 
bewerben, und welche Schritte hat die Bundes- 
regierung seit der Ratifikation des Pakts unter- 
nommen, um darauf hinzu wirken, daß durch 
den Beitritt weiterer Staaten dier westMchen 
Welt zu dem Pakt eine ausgewogene Zusam- 
mensetzung des Ausschusses für Menschen- 
rechte erreicht wird? 


31. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was gedenkt sie zu unternehinen, um den 
Deutschen in Rumänien auch nach der Neu- 
organisation des rumänischen Schulwesens die 
Möglichkeiten zu erhalten, daß ihre Kinder in 
der deutschen Muttersprache unterrichtet wer- 
den können, bzw. daß im Berufsschulbereich 
entsprechende Möglichkeiten eröffnet werden? 


32. Abgeordneter Welche Rolle spielt die wirtschaftliche Koope- 
Kern ration im Rahmen ider Entspannung zwischen 

(SPD) Qst und West? 


33. Abgeordneter Welche Erfahrungen in den Vereinigten Staa- 
Kern ten auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Ko- 

(SPD) Operation mit der Sowjetunion sind auch für 

die Bundesrepublik Deutschland von Interesse? 


34. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie viele asylsuchende Flüchtlinge aus Chile 
sind in der Bunidesrepublik Deutschland auf- 
genommen worden, und wie viele idavon sind 
echte, d. h. gebürtige Chilenen? 


ö 
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35. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Hat die BLindesrcgierung aus ihrer Verant- 
wortung lür die Bevölkerung heraus die poLi- 
tisdie Vergangenheit alter ciufgenoriimenen 
asylsudi enden Chilenen tes Lg es teilt, und wie 
viele davon wurden dabei als revolutionäre 
Gewalttäter, Terroristen oder gar tührende 
Terroristen erkannt? 


36. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bandesregierimg über cjiuiügende 
Nachwcase, die die Behauptung bestätigen 
oder reditfertigen, daß der Volk.srepubiik 
Polen wirtsdiaftiidie Sdrwierigkeiten auf 
Grund der Aussiedlung entstanden sind O'der 
entstehen können? 


37. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in den rückläufigen 
Aussiediiingszahien für 1973 und vor allein fiir 
danucir und Februar 1 974 einen Zusanimen- 
liang mit dem nodr offenen Begcdiren der 
Volksrepublik Polen, einen Kredit in bestimm- 
ter Größenordming und 7ui verbilligtem Zins 
von der Bundesrepublik Deutsdiiand zu er- 
halten? 


38. Abgeordneter 

Windelen 

(CDU/CS LJ) 


Ist der Bmidesregierung bekannt, daß in einem 
R im dt unkko mm ent ar des Senders Grünberg am 
25. Februar 1974 polnischerseits auf die „rich- 
tigen Proportionen" hingewiesen worden ist, 
„wie sie angesichts der lüage einer möglichen 
Ausreise einer winzig kleinen Gruppe polni- 
scher Bürger und der 33 Miiiionen Menschen 
zählenden polnischen Nation bestehen", und 
wmiche Foigenrngen gedenkt sie daraus für 
ihre Verhandlungen über die Aussiedlung zu 
ziehen? 


39. Abgeordneter 

Windelen 


(CDU/CSU) 


Ist die Iiitetg:»r(dation der Information durch 
die Bundesreigierung, wmnach der Ausdruck 
„einige Zehiitausende" keine Begrenzung auf 
einige Zehntausende darstellt, auch die Inter- 
pretation der polniischen Seite? 


40. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Muß die Rundesregierung nicht feststellen, daß 
die polnische Regierung die in der „Tnforma- 
tion" enthaltene Zusicherung, die Familien- 
zusammentührLing sowuahl zu beschleunigen 
wde zu verbessern, tatsüchiieh nicht eingehal- 
ten hat? 


41. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß, obwn>hl 
die Zahl der ausgesiedr-dten Deutschen ständirf 
zurückgeht (Februar 19-74 368), gleichzeitig 

die Schikanen gegen Aussiedlnngswilhge und 
ihre Familien in inhumaner und allen polni- 
schen Ver.slcherungen widersprechender Wei- 
se fortgesetzä werden? 
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42. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Liegt der polniisdien Bereitsdiaft und Aus- 
sage, das AuissiedLerproblem in den nädisten 
drei biis fünf Jahren „lin umfassender Weise" 
Z.U lösen, die Zahl ider AussiedlungswilMgen 
zugrunde, die das Deutsche Rote Kreuz ange- 
geben hat? 


43. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregdierung den 

Dr. Marx Widerspruch zwischen der wniederholt gege- 

(CDU/CSU) benen polnischen Zusage, das Problem ider 

Aussiedlung nunmehr „umfassend" zu lösen, 
und den außergewöhnlich niedrigen Aussied- 
lerzahlen für Januar und Februar 1974? 


44. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
erteilen, ob tatsächlich (wie in Briefen Deut- 
scher aus den Ostgebieten neuerdings mitge- 
teilt wird) Aussiedlungswillige für einen be- 
stimmten Zeitraum — z. B. zehn Monate — 
in sogenannte Arbeitsbragaden ©ingewiesen 
worden sind, ohne daß sie zuvor weder ge- 
richtlich noch verwaltungsmäßig verurteilt 
worden wären? 


45. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Weiche wirksamen legalen Mittel beabsich- 
tigt die Bundesregierung anzuwenden, um im 
Sinne des Verfasisungsgebots und der Fest- 
stellung des Bundesverfassungsgerichts jedem 
einzelnen Deutschen auch dm Machtbereich der 
Volksrepublik Polen wirksamen Schutz und 
Fürsorge angedeihen zu lassen und aus der 
einseitigen NichterfülLlung der Vertragsgrund- 
lagen des War schauer Vertrags durch idie pol- 
nische Regierung idie von der Bunde sreigierung 
im innerstaatlichen Gesetz es verfahren für die- 
sen Fall angekündigten Konseqenzen im Ein- 
klang mit dem Vertragsrecht zu ziehen? 

Ist es mit der verfassungsmäbig gebotenen 
Schutzpflicht für die Grundrechte der in den 
Oder-Neiße-Gebieten lebenden ideutschen 
Staatsangehörigen und mit der vom Bundes- 
innenminitster in der Verfasisungsdebatte un- 
terstrichenen Pflicht zu aktivem legalen Tun 
zugunsten 'der Grundrechte .anstelle eines nur 
passiven Unterlassens vereinbar, wenn der 
Bundeskanzler im Bulletin vom 7. Februar 
1974 sich eindeutig gegen „unzweideutige 
Absprachen" über die Ausreise von Deut- 
schen trotz hoher Finanzhilfen für die Volks- 
republik Polen ^ausspricht? 


Ob und wann rechnet die Bundesregierung 
damit, daß die Gründe für die Ablehnung eines 
Aussiedlungshegehrens von den polnischen 
Dienststellien ider Bundesregierung oder dem 
Deutschen Roten Kreuz regelmäßig mitgeteilt 
werden, entsprechend Punkt 4 der „Informa- 
tion" zum Warschauer Vertrag? 
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48. Abgeordneter Warum hat die Bundes regiieoiung trotz den 

Dr. Hauser zwischen der Bundes republik Deutschliand und 

(Sasbach) der Volksrepublik Polen auseiinanderklaffen- 

(CDU/CSU) den Ziffern bezüglich der Aussiedler den War- 

schauer Vertrag unterzeichnet und damit ihre 
Zustimmung zur „Information" zum War- 
schauer Vertrag wider bessere Einsicht erteilt? 

49. Abgeordneter Wie wirken sich für die deutsche Verhand- 

Mattick lungführung die öffentlichen Angriffe auf die 

(SPD) Verhandlungen mit den Staaten des Ostblocks 

aus? 

50. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die gegen- 

Mattick wärtig laufenden Gespräche über die Gestal- 

(SPD) tung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 

den Staaten des Ostblocks und 'die Interessen 
der deutschen Wirtschaft an diesier Zusammen- 
arbeit? 

Besteht Übereinstimmung zwischen der Bun- 
desregierung und der Regierung der französi- 
schen Republik in der Beurteilung des -der- 
zeitigen Verhandlungsstands auf der Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa? 

Stimmt die Bunderegierung der Beurteilung 
des amerikaniischen Außenministers Kdtssdnger 
zu, wonach es bei dessen letztem Besuch in 
Bonn das einzige bilaterale Problem gewesen 
sei, überhaupt einen Themenkomplex zu fin- 
den, der in unseren Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten ein Problem darstelle? 

Sieht die Bundesregierung eine Mdglichkedt, 
durch geeignete Schritte innerhalb des Nord- 
atlantischen Bündnisses und der Europüiischen 
Gemeinschaft die griechische Regierung dazu 
veranlassen zu können, ihr wiederholt gege- 
benes Versprechen, „in Griechenland die für 
ein wirklich demokratisches und freies politi- 
sches Leben notwendigen Voraussetzungen zu 
schaffen", möglichst bald einzulösen, und wenn 
ja, würd die Bundesregierung solche Schritte 
im Rahmen des Nordatlantischen Bündnisses 
und der Europäischen Gemeinschaft unter- 
nehmen? 

54. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, zahlreiche So- 
Gierenstein wjetbürger deutscher Herkunft, die in den 

(CDU/CSU) letzten Wochen für ihre Ausreise in die B.un- 

desrepublik Deutschland demonstriert hatten, 
seien mit zwei Wochen Haft bestraft worden, 
und wie Ist dies — bejahendenfalls — mit den 
Versicherungen der Bundetsregierung zu ver- 
einbaren, die deutsche Botschaft in Mo.skau 


53. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 
(SPD) 
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habe bei lihren Interventionen zoiiguinsten 'der 
AusreiseM'lliiigen erreicht, dtaß 'diie Demonstra- 
tionen gegen idiie Verweigerung (der Ausreise 
keine Folgen für die Demonstranten nach sich 
ziehen würden? 


55. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Wie \virkt isiich nach Auf fassung der Bundes - 
riogieriung die Behauptung von Radio Moskau 
auf das deutsch-sowjetische Verhältnds aus, die 
West-Europa-Politik ised imit der Idee der ge- 
samteuropäischen Zusammienarboit und „mit 
dem Inhalt der abgeschloissenen Vertragswer- 
ke zwischen ider BundesrepubLik und den 
sozialistischen Ländern'' unvereinbar, und wie 
wird sie auf die ßehauptung reagiieren, die 
Übernahme d-es Urteils des Bund esver fas - 
sungsgerichts zum Grundvertrag auf das Konto 
des Westeuropa der Neun „müßte notwendi- 
gerweise die Spann‘ung in Europa verschärfen 
und damit dem Prozeß ider gesamteuTOpäischen 
Zusammenarbeit in Frage stellen"? 


56, Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Wie kann idie Sowjetunion zu ider Auffassung 
kommen, idie Schaffung eines politisch hand- 
lungsfähigen freien Europa stehe im Wider- 
spruch zu dem mit ihr abgeschlossenen Ver- 
trag, und was wird idie Bundesregierung unter- 
nehmen, um unmißverständlich klarzustellen, 
daß sich die gegenüber der Sowjetunion ein- 
gegangenen Verpflichtungen im Rahmen des 
Grundgesetzes halten und über die von ihm 
gezogenen Grenzen nicht hinausgehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


57, Abgeordneter Wie viele Ministerialdirektoren, Staatsekre- 
Dr. Franz täre und Ministerialdirigenten oder vergleich- 

(CDU/CSU) bare Angestellte gibt es heute im Verhältnis 

zu 1968 innerhalb ider Ressorts? 


58. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Bauherren mit zuteilungsreifen Bausparver- 
trägen bis zu einer bestimmten Einkommens - 
grenze entsprechende Zinsverbilligungen für 
Hypothekendanliehen einzuräumen, damit auch 
durch private Bauaufträge der Bau Wirtschaft 
geholfen werden kann? 


59. Abgeordneter Treffen die Angaben in ider Zeitschrift Quick 
Kiechle vom 28. Februar 1974 über die steiigenden Aus- 

(CDU/CSU) gaben für die Tätigkeit der Bundesregierung 

in Bonn zu, stimmt -es insbesondere, daß sich 
seit 1969 die Zahl der Ministerdaldirigenten 
von 31 auf 536 erhöht haben, und daß sich 
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die jährlichen Aiusgaben für die Mrniiisterial- 
bürokratie von 13,4 Milliiarden DM auf 23,3 
Millarden DM erhöbt hätten, und wie verein- 
bart die Bundesregierung diese Entwick'lung 
mit der Aussage lin der Regierungfierklärung 
des Jahrs 1969, idaß auch die Tätigkeit der 
Bundesregierung Gegenstand der Reformbe- 
mühungen zu sein habe? 


60. Abgeordneter Falls die in der Zeitschrift Quick genannten 
Kiechle Zahlen nicht in vollem Umfang bestätigt wer- 

(CDU/CSU) den können, wie lauten die richtigen Anga- 

ben in den genannten Fällen? 


61. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche gesetzgeberischen Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, um — ähnlich den Sozial- 
verisicher-ungsrenten — auch für Einkünfte aus 
zum Zweck der Alterssicherung angelegten 
Kapitalvermögen eine Niveausicherung und 
Anpassung an diie veränderten Lebenshal- 
tungskO)Sten zu gewährleisten? 


62. Abgeordneter 

Dr. Nölling 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht 
zahlreicher Versi cherungsunternehmen, sich 
vom Bundesaufsicht samt für das Versiche- 
rungswesens für die verbundene Hausratsver- 
sdcherung Summen anpassungsklausein igeneh- 
migen zu las.sen, die eine automatische Steige- 
rung der Versicherungssumme im Ausmaß ider 
Erhöhung des Preisindex für Hausrat bewir- 
ken würden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


63. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundes.rogierung 
gegenüber den Bestrebungen in der Europäi- 
schen Gemeinschaft ein, eine Vereinbarung 
über Mindestzinssätze und Höchstliaufzeiten 
von staatlich abgesicherten mittel- und lang- 
fristigen Exportkrediten zu erreichen, und wel- 
che Erwägungen sind dafür maßgebend, die 
Höchstlaufzeit für sogenannte Staatshandels- 
länder uuf 'achteinhalb Jahre feistzusetzen und 
damit 'der zehnjährigen Laufzeit für Entwiick- 
lungsländer anzunähern, während eine Gleich- 
behandlung miit den westlichen Industrielän- 
dern geboten wäre, für die eine Höchstlaufzeit 
von lediglich fünf Jahren vorgesehen ist? 


64. Abgeordneter 

Stücklen 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß zwei oder mehr Kernkraft- 
werke durch deutsche Firmen auf Grund von 
Gesprächen zwischen Bundeskanzler Brandt 
und dem sowjetischen Parte ichef Breschnew in 
der Sowjetunion gebaut werden sollen, und 
worin liieigt der ökonomische Sinn dieser Pla- 
nung, nachdem diese Projekte auch uuf deut- 
schem Boden gebaut werden könnten, um die 
Stromversorgung der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu verbessern? 
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65. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Monopolisierung 
des Kalimarkts in der Bundesrepublik Deutsch- 
land insbesondere nach Erstellung des Gut- 
achtens über die Wettbewerbssituation in der 
D'üngemittelindtustrie bekannt, besteht der 
Verdacht, daß dieses Monopol auf Grund un- 
erlaubter Handlungen zustande .gekommen ist, 
und wie lange will die Bundesregierung dies 
gegebenen falls hi nn ehm e n ? 


66. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige Lage des Polstermöbelgewerbes, ins- 
besondere im oberfränkischen Raum, und was 
gedenkt sie zu tun, um die Arbeitsplätze zu 
sichern? 


67. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß 'durch 
u-ic zunehmenden Einfuhren aus ider „DDR" 
cuuv solche Konkurrenzsituation für die heimi- 
s(h(' V\ irtschaft entstanden ist, die zahlreiche 
tä>lst('rmöbelbetriebe zur Kurzarbeit veran- 
laßt o und die Arbeitsplätze der heimischen 
Arbeitnehmer bedroht? 


68. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
Gewährung von zinsgünstigen Krediten an 
Staaten des. östlichen Lagers stellten versteckte 
Reparationszahlungen dar? 


69. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ankün- 
digung der VEBA, den Bezug sowjetischen 
Rohöls zum 1. April 1974 wegen überhöhter 
Preisforderungen und wegen Unregelmäßig- 
keiten bei der Erfüllung der Lieferverpflich- 
tungen im vergangenen Jahr zu stoppen, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung daraus für ihre Außenhandels- und 
Energiepolitik? 


70. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage zu bestä- 
tigen, duß die Sowjetunion ihre Verpflichtun- 
gen zur Lieferung von Rohöl in die Bundes- 
republik Deutschland im Jahr 1973 voll erfüllt 
hat, und welche Unternehmen die Öllieferun- 
gen erhalten haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung^ 
Landwirtschaft und Forsten 


71. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Stehen die nach dem. „Ernährungssicherstel- 
lungsgesietz" vorgeschriebenen Reserven an 
Grundnahrungsmitteln jederzeit in vollem Um- 
fang zur Verfügung, und gibt es in der EG 
Bestrebungen, eine entsprechende Vorratshal- 
tung für Krisensituationen einzuführen? 
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72. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich idiiie Bunidesregi'erunig die Aus- 
sage des Generaldirektors der FAO, Dr. Bor- 
ma, auf der Wintertagung der Wiener Gesell- 
schaft für Land- und Forstwärtschaftspalitik, 
daß die Hungersnot in der Welt größer denn 
je wäre, im Zusammenhang mit den Meinungs- 
äußerungen von Vertretern (der Bunidesreigie- 
rung in bezug auf den Antrag der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, „Die Europäische Gemein- 
schaft möge 100 000 t Vollmilchpuilver zusätz- 
lich für die hungernden Menschen bereitistel- 
len"? 


73. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise ist sichergeste'llt, idaß das 
sogenannte Sojafleisch in einer Weise nur an- 
geboten werden darf^ die sicherstellt, daß der 
Verbraucher nicht über den Wert des Produkts 
getäuscht wird? 


74. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


76. Abgeordneter 
Dr. Weber 


(Köln) 

(SPD) 


Wie hat sich die Zahl der Insolvenzfälle bei 
Unterglasibetrieben vor und nach der Energie- 
verteuerung im Bundesgebiet entwickelt? 


Kann die BundesregLerung Pressemeldungen 
bestätigen^ daß innerhalb der EG bereits über 
100 000 t Obst vernichtet worden sei und daß 
auch beabichtigt sei, im Zuge der gleichen Ver- 
nich tungsaktion in Norddeutschland 5000 t bis 
6000 t Apfel zu vernichten? 


Stimmt es, daß igleichzeitig (die Preise für 
Obst erheblich angehoben worden sind und 
daß die Vernichtung erfolgte, um Preisaus- 
brüche zu verhindern? 


77. Abgeordneter 
Geldner 


(FDP) 


In welcher besonderen Weise werden die, 
landwirtschaftlichen Grünland- und Futterbau- 
betriebe allgemein und in beniachteiliigten Ge- 
bieten von der Bundesregierung besonders 
gefördert, und welche weiteren Verbesserun- 
gen sind zugunsten dieser Betriebe geplant? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


78. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Form hat der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, der 
noch am Abend des 19. Februar 1974 mit den 
Vorsitzenden der Gewerkschaften über die 
Vereinbarungen innerhalb der Regierungs- 
koalition zur sogenannten Mitbestimmung 
Gespräche führte, die Vertreter der Kapital- 
eigner informiert, da deren Interessen von der 
Entscheidung der Bunde sregierung doch eben- 
falls berührt werden? 
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79. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bunidesversiicberungsanstalt ihre bewährten 
För de rungsmaß nahmen für die EiigentumsibiF 
d'ung der Arbeiitnehmer am Wohnungs;bau ein- 
gestellt hat, und welche Möglichkeiten sieht 
sie, daß die Bundesversicherungsanstalt diese 
Förderungsmaßnahmen fortsetzt oder daß sie 
durch andere istaatliche Förderungsmaßnah- 
men ersetzt werden? 


80. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Wann wird die Bunde.s.regierunig das von 
Frankreich bereits ratifizierte Europäische Ab- 
kommen über au-pair-Beschäftigte lUnterzedch- 
nen, nachdem das Abkommen am 30. Mai 1971 
in Kraft getreten ist und die von der Bundes- 
regierung auf Anfragen geäußerte Bedingung 
ider Verabschiedung des Mustervertrags seit 
danuar 1972 erfüllt ist? 


81. Abgeordneter 
Marquardt 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Möbel- 
fabriken zu Kurzarbeit übergegangen sind, 
andererseits jedoch weiterhin sehr lange Lie- 
ferzeiten haben, und . was kann die Bundes- 
regierung gegebenenfalls in Zusammenarbeit 
mit der Bundesanstalt für Arbeit zur Aufhel- 
lung dieses Tatbestands tun? 


82. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung .sicherzustelien, daß die insbe- 
sondere durch die flexible Altersgrenze be- 
dingte lange Bearbeitungszeit bei tder Renten- 
berechnung wieder auf einen angemeissenen 
Zeitraum reduziert wird? 


83. Abgeordneter 
Dr. Nölling 
(SPD) 


Ist der Bundesxefgierung bekannt, idaß gesetz- 
liche Krankenkasisen die Bestimmungen des 
Gesetzes zur Verbesserung von Leistungen in 
der gesetzilichen KTankenversicherung, im be- 
sonderen des § 185 b, restriktiv handhaben, 
d. h. Zahlungen von Haushaltshilfe mit Hin- 
weis auf andere Träger ablehnen, und was 
gedenkt die Bundeisregierung gegebenenfalls 
zu tun, um einerseits die Krankenkassen zur 
Aufgabe dieser Haltung zu veranlassen und 
um andererseits die begünstigten Famiilien 
intensiver über iden Inhalt des Leistungsver- 
besserungsgesetzes zu informieren? 


84. Abgeordnete Welche Folgerungen wird die Bundeisregie- 

Frau rung aus der Feststellung ziehen, idaß der 

Dr. Lepsius Abstand der Rentenhöhe zwischen männlichen 

(SPD) und weiblichen Versicherten trotz Einführung 

der Mindestrente erheblich bleibt und dies, 
obwohl die Einführung der Mindestrente über- 
wiegend damit begründet wurde, Nachteile 
aus der Lohndiskriminierung der Frauen in 
früheren Jahren auszugleichen? 
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85. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wird die Bunidesrogierung die Tatsadie, daß 
relativ gesehen nur 30'^d 'der Frauen, aber 
50*' 0 der Männer von der Einführung der Min- 
destrente profitiert haben, zum Anlaß neh- 
men, neue Vorsleliimgen au entwickeln, um 
einen Aus.gleich für die Benachteiliigung er- 
werbstätiger Frauen fiir jene Zeiten zu schaf- 
fen, in denen sie wegen der Erziehung kleiner 
Kinder nicht erwerbstätig sein können? 


86. Abgeordneter 
Lattmann 


(SPD) 


Trifft es au, daß 'die Bundesregierung ähre 
beim Goethe-Institut München mit einem 
Kostenaufwand von 500 000 DM eingerichtete 
und betriebene Zentralstelle „Deutsch für aus- 
ländische Arbeitnehmer“ zum 31. Mai 1974 
nach 20-monatiger Tätigkeit sdaließen will, 
und fall .'5 ja, weidrtu Organisation soll 'das 
bisher von der Zen trafst eMe wahrgenammene 
Aufgabengebiet iibertra'gen werden? 


87. Abegordneter 

Lattmann 


(SPD) 


Ist der Bundesregiorung bekannt, daß im Be- 
reich „Deutsdi für ausländisdie Arbeitnehmer“ 
der mit einem Kostenaufw''and von oa. 1,5 Mil- 
lionen DM hergestellte Spradilehrfifm „Viel 
Glück in E>eutsdi:l and " ohne Erprobungsphasen 
produziert wurde und nicht zuletzt deswegen 
unter Fachleuten auf scharfe Kritik und teil- 
w'eise auch Ablehnung gestoßen ist, und ge- 
denkt diie Bundesregierung däe zwOIftedige 
Sprachkurs-Folge mit diesen aufwendigen 
Farbfehrfilmen dennoch unkorr.ig'iert in der 
Pra X i s an,z u we nde n ? 


88. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche gesetzgeberisdien Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregäerung einzufeiten, um 
Bestreitungen zu vereiteln, affen Nidit-DGB- 
Gewcrkschaft.en und Unabhängigen diie Arbeit 
in den Betrieben zu enschweren bzwe unmög- 
fich zu madien, wüe sie aus einer Einladung 
der Gewerkschaft Bergbau und Energie vom 
19. Dezember 1973 an den Betriebsratsvor- 
sitzenden und Vor.sitzenden von Gewerk- 
sdiaftSausschüssen zu einer Konferenz um 
25. Januar 1974 nach Bochum hervorgehen, lin 
der es wuJrtlich hieß, „Wir bitten 'UUis jedem 
Betrieb einen Bericht über die bisher durch- 
geführten od'er noch geplanten Maßnahmen 
zur Ausschaltung von gegnerischen Betriebs- 
räten und zur Verhind'erun'g von künftigen 
Fremd'fisten“ ? 


89. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffass'ung, 
daß diie Regelung des, § 815 RVO, nach der die 
Beruf sgenossenschaften den Beitrag zur gesetz- 
lichen Unfallversicherung der Landwirte beäm 
Eigentümer des Grundstücks erheben, insofern 
systemwidrig ist, ufs di'es in der Praxis geäe- 
gentfich dazu führt, daß eiin Eiigentümer, der 
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selbs.t nddit Landwiirt ist, aber an einen land- 
wdirtschaftMchen Betrieb verpachtet, einen Bei- 
trag zu einer Versicherung zahlen muß, die er 
selbst nicht in Anspruch nimmt, und ist die 
Bundesregierung bereit, hier Abhihe zu schaf- 
fen? 


90. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Eigentümer von Nebenerwerbsbetrieben, 
die ebenso wie die landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer zur gesetzlichen Unfallversicherung 
der Landwirte beitragspflichtig sind, damit zu 
einer Versicherung herangezogen werden, diie 
sie — da (Sie in lalllier Regel durch ihren Haupt- 
beruf entsprechend versichert sind — faktisch 
nicht in Anpruch nehmen, und ist die Bundes- 
regierung bereit, diesem unbefriedigenden Zu- 
stand durch die Herausnahme der Nebener- 
werbsiliandwiirte aius der Beitragspf Licht ein 
Ende zu setzen? 


91. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Was hat die Bundesregierung seit Verab- 
schiedung des 5. AnpG-KOV getan, um lihre 
Ankündigung zu verwirklichen, für Krieger- 
witwen, deren Ehemann 65 Jahre alt gewor- 
den wäre, leine Besitzstands Währung ihr er 
Renten auf dem Verordnungswege zu regeln? 


92. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Verfügt die Bundesregierung schon über Er- 
fahrungen bezüglich der „Nachentrichtung von 
Beiträgen für Personen, die einen Pflegezula- 
genempfänger lunentgeltlich gepflegt haben," 
nach dem 5. AnpG-KOV, und wie wird die 
Praktikabilität der Reformvorschrift überprüft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


93. Abgeordneter Wieviel Seih stmordf alle (einschließlich -ver- 

Hölscher suche) (gibt es seit 1969 jährlich in der Bundes- 

(FDP) wehr? 


94. Abgeordneter Bei wiie vielen hiervon handelt es sich um 
Hölscher nicht anerkannte Kriegsdienstverweigerer? 

(FDP) 


95. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


Wieviel Selbstverstümmelungen von Dundes- 
wehrsoldaten, die als Kriegsdienstverweigerer 
mcht anerkannt wurden bzw. vor Abschluß 
ihres Anerkennungsverfahrens Dienst mit der 
Waffe leigten mußten, sind seit 1969 vorge- 
kommen? 
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96. Abgeordneter Ist die Bundesregieiiung gewillt, zukünftig auf 
Walkhoff die Begrenzung der Freistellung von Wehr- 

(SPD) pflichtigen, die sich gemäß § 8 Ahs. 2 des 

Katastrophenschutzgesetzes für mindestens 
zehn Jahre zum Katastrophenschutzdienst ver- 
pflichten, zu verzichten, falls bei den Gemein- 
den ein Bedarf besteht, der über die von der 
Bundesregierung festgelegte Höchstzahl hin- 
ausgeht? 


97. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Prü- 
Müller fungsverfahren für Wehrdienstverweigerer 

(Bayreuth) abzuschaffen, sobald genügend Ersatzdienst- 

(SPD) plätze vorhanden sind, und wann ist g-egelbe- 

nenfalls mit einer solchen Lösung zu rechnen? 


98. Abgeordneter Ist ider Bundesregierung bekannt, idiaß an der 
von Schoeler Bundeswehr idienende, nicht anerkannte 

(FDP) Kriegsdienstverweigerer wegen Befehlsver- 

weigerung bzw. Ungehorsams gegenüber 
sonstigen dienenden Wehrpflichtigen in ge- 
steigertem Maße disziplinär- oder strafrecht- 
lich auffallen und iSidi damit erheiblidien psy- 
chischen und beruf liehen Belastungen aus- 
setzen? 


99. Abgeordneter Ist idie Bundiesregierung aus diesem Grund 
von Schoeler (trotz des Hinweises auf mehrere einschlägige 
(FDP) Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

und des Bundesgerichtshofs 'ki einer Antwort 
auf eiine Anfrage des Abgeordneten Hötlsdier 
vom 19. Oktober 1973) bereit, für die (in der 
Bundeswehr dienenden, nicht anerkannten 
Kriegfsdiienstvierweigerer die im Wdhrpflidit- 
gesetz und nach einem Erlaß des Generalin- 
spekteurs vom Oktober 1966 bis zum Erlaß 
vom 21. September 1969 vorgesehene Möglich- 
keit des waffenlosen Dienstes wiedereinzu- 
führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


100. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung idie Auffassung, 
Kroll-Schlüter diaß „bei einer Nachprüfung der jetzt in Aus- 
(CDU/CSU) sicht genommenen oder bereits geltenden 

Arzneimittel-Prüfungsbestimmungen sich her- 
ausgestellt hat, idiaß sie einer wiissenschaftli- 
chen Kritik überhaupt nicht standihalten, son- 
dern nur dem Wunschdenken 'eiiniiger Miniiiste- 
rialbürokraten und sehr diezidierten igesell- 
schaftspoMtischen Interessen bestimmter Pro- 
fessoren iund Wirtscbaftskreiiise entsprechen"? 
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101. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Presseberidite 

Lenders (Spiegel Nr. 11/1974) widerlegen, nach denen 

(SPD) Sdiiafmittel bei regelmäßiiger Anwendung 

nadi kurz/er Zeit keine Wirkung mehr haben 
und den Sdilafablauf verschlechtern, und be- 
absichtigt die Bundesregierunig, gegebenen- 
falls für alle Schlafmittel die Rezeptpflicht 
und Wamauifdrucke über möglidie Schäden 
und Suchtgefährdungen bei längerem Gebrauch 
vorzuschreiben? 

102. Abgeordnete Inwieweit Ist das Projekt „Tagesmütter" ge- 

Frau eignet, alleinstehende Mütter, die besonderer 

Grützmann Hülfen bedürfen, zu entlasten? 

(SPD) 

103. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 
(SPD) 

104. Abgeordnete ln welcher Weise hebt isich das Projekt „Ta- 

Frau Sdüei gesmütter" von den bereits bestehenden Be- 

(SPD) treuungsmöglichkieiten für Kleinkinder ab? 

105. Abgeordnete Haben sich bei der Vorbereitung ides Projiekts 

Frau Eilers „Tagesmütter" Hinweise dafür ergeben, daß 

(Bielefeld) diese neue Betreuungsmögli(±Lkeit für Klein- 

(SPD) kinder eine positive Resonanz in der Bevölke- 

rung findet? 

106. Abgeordnete Wird mit der Tätigkeit einer Tagesmutter zu- 

Frau Eilers gleich ein Anspruch auf ihre soziale Sicherung 

(Bielefeld) begründet? 

(SPD) 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

107. Abgeordneter Beansprucht der „Bericht zur Lage der Nation 

Freiherr 1974", alle Lebensbereiche in allen Teilen 

von Fircks Deutschlands labzudedcen, oder soll er nur 

(CDU/CSU) einen Teilbereich erfassen, und darf dann da- 

mit gerechnet werden, daß zukünftige Jahres- 
berichte die diesmal nicht berücksichtigten Be- 
reiche zum Gegenstand haben werden? 

108. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Dr. Mertes sage des offizdellen Sprechers von Radio Mos- 

(Gerolstein) kau, Valentin Sacharow, in der deutschspra- 

(CDU/CSU) chigen Sendung vom 4. März 1974, „Die Politik 

(der Bundesrepublik Deutschland) der isoge- 
nannten Sonderbeziehungen gegenüber der 
DDR widerspricht den Verträgen und ist folg- 
lich entspannungsfeindMch"? 


Besteht nach A^uifassung der Bundesregie rung 
ein tatsächlicher Bedarf an zusätzlichen Be- 
treuungsmöglichkeiten für Kleinkinder? 


18 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1816 


109. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie defiindert die Bunidesregierung im jietaigen 
Zeitpunkt den Begriff der „Entspannung der 
innerdeutschen Beziehungen", d. h. eines zen- 
tralen Elements ihrer Ost- und Deutschliand- 
poMtik iseit 1969? 


110. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wieviiel Rechtsverletzungen sind seitens der 
Behörden und Streitkräfte der DDR -an der 
Berliner Mauer und an der innerdeutschen 
Grenze seit der Unterzeichnung und wieviel 
seit dem Inkrafttreten des Grundvertraigs be- 
gangen worden, in wieviel Fällen davon wurde 
gegen Flüchtende von der Schußwaffe Ge- 
brauch gemacht und in wieviel Fäden sind 
Flüchtende infolge Schußwaffengebrauchs oder 
der Einwirkung automatischer Tötungsanlagen 
ums Leben gekommen? 


111. Abgeordneter 
Dr. Kreutzmann 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
die strenge Vermeidung j-eglicher diplomati- 
scher Formen lim Umgiang mit der künftigen 
Ständigen Vertretung der DDR in der Bundes- 
republik Deutschland für die Wahrung der 
besonderen Beziehungen zwischen den Men- 
schen in beiden deutschen Staaten wichtiger 
ist als die Existenz einer Vertretung der Bun- 
desrepublik Deutschland lin der DDR? 


112. Abgeordneter Sieht -die Bundesregieiung in der von der 
Rainer „DDR "-Zeitschrift „Deutsche Außenpolitik" er- 

(CDU/CSU) hobene Forderung, zwei selbständige Staatsan- 

gehörigkeiten für die Einwohner der „DDR" 
und idie Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland anzuerkennen, die Vorbereitung 
eines offiiziiellen Verstoßes der „DDR" im 
Rahmen der Verhandlungen über die Folge- 
verträge zum Grundvertraig, und was unter- 
nimmt die Bundesregierung, um den im Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Grundver- 
trag ausgesprochenen Grundsatz, daß es nur 
eine deutsche Staatsangehörigkeit gibt, nach 
außen mit Nachdruck zu vertreten, wie es im 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts verlangt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


113. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über den Ausbau der wissenschaftlich- 
technischen Beziehungen zur Vofksrepublik 
China, und was hat sie in dieser Hiinsjicht 
bisher konkret lunternommen? 
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114. Abgeordneter Ist dde Bundesregierung bereit, die mssen- 

Dr. Stavenhagen schaiftlich-techniische Kooperation zwischen der 
(CDU/CSU) VolksrepubLik China und der Bundesrepublik 

Deutschland durch ähnliidie Maßnahmen zu 
unterstützen wie sie dies auch gegenüber den 
osteuropäiischen Staaten igetan hat? 

115. Abgeordneter Aus welchem Titel hat der Bundespostmini'ster 

HÖcherl idie Streikgelider für die Postgewerkschaft be- 

(CDU/CSU) zahlt? 

116. Abgeordneter Hat der Postverwaltungsrat diese präjudizielle 

HÖcherl Maßnahme gebilligt? 

(CDU/CSU) 

117. Abgeordneter Wie beabsichtiigt die Bundesregierung zu ge- 

Dr. Evers wahrlieiisten, daß (durch die beabsichtigte Be- 

(CDU/CSU) Schränkung der zum Postzeitungsdienst zuge- 

lassenen Zeitungen keine Beeinträchtigung (der 
Pressiefreiheit durch idie Schaffung von Presse- 
organen erster und zweiter Klasse entsteht? 

118. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Evers die vorgesehenen Rationaliisderungsmaßnah- 

(CDU/CSU) men bei (der Deutschen Bundespost ein Beför- 

derungsstau entsteht, der zu einer Überalte- 
rung des Personalkörpers führen muß, und teilt 
die Bundesiregierung die Auffassung des Fra- 
gestellers, daß SteMeneinsparungen im Zu- 
sammenhang mit Ra tionaiisierungsm aß nahmen 
nur an der Basis des S Lei lenk ege Is vorgenom- 
men werden dürfen, lum die sonst zwangsläu- 
fige Reduzierung auch der Befördorungssteilen 
zu verhindern? 

119. Abgeordneter Hat die Bunde sregierung geprüft, ob Rationa- 

Dr. Eyrich Itiisierungserfolgie bei der Deutschen Bundes- 

(CDU/CSU) post durch Maßnahmen erzielt werden können, 

wie sie etwa die Deutsche Bundesbahn (Rosa 
Zeiten) mit Erfolg eingeführt hat? 

120. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt 

Dr. Eyrich die Bundesregierung zu veranlassen, um zu 

(CDU/CSU) einer allgemeinen Imageverbesserung der 

Deutschen Bundespost (durch Sympathiewer- 
bung beizutragen? 

121. Abgeordneter Wann ist die Verembarung zwiis.chen dem 

Dr. Freiherr Bundesminister für das Post- un'd Fernmelde- 

Spies von wesen und allen bei (der Deutschen Burudes- 

Büllesheim post vertretenen Gewerkschaften über die Ge- 

(CDU/CSU) Samterstattung ider streikbedingten Ausfallzei- 
ten abgeschlossen worden, und welches ist 

konkret (welche Summe wird wann gezahlt, 
und beschränkt sie sich auf die Vergütung für 
nach dem Streik notwendig gewordene Über- 
stunden) (ihr Inhalt? 
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122. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


lat die mir auf .diie Frage Nr. 21 Drucksache 
7/1700 am 20. Februar 1974 erteilte Antwort 
noch richtig, idaß bei der Deutschen Bundes- 
post streikbedingte Ausfallzeiten für jeden 
einzelnen Arbeitnöhmer ub Streikbeginn auf- 
gezedchnet wurden, wdeviel Arbeitsstunden 
sind bei Beamten, Angeste Litten und Arbeitern 
durch (den Streik ausgefallen, und hat die 
Deutsche Bundespost einen Überblick darüber, 
welche DienstLeistungen infolge des Streiks 
für die P Ostkunden nicht oder nur zu spät 
erbracht werden konnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


123. Abgeordneter 

Milz 


(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


125. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


126. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Mangel an Lehrstellen in allen AusbiMiungs- 
bereichen sich ständig in besorgniserregendem 
Maße entwickelt, daß dies in ländlichen Ge- 
bieten besonders deutlich wird, und welche 
Maßnahmen hat die Bundesregierung getrof- 
fen bzw. welche Maßnahmen wird sie einlei- 
ten, um diese Entwicklung zu bremsen, und 
welche Möglichkeiten werden gesehen, den 
Ausbildungsibetrieben Anreize zu bieten? 


Ist eine Interpretation des BundesausbiMungs- 
förderungsgesetzes in der Weise richtig, 'daß 
es bei Studenten lim Hauptstudium dien Hoch- 
schullehrern nur gestattet ist, die Tatsache der 
Rückmeldung festzustellen, sich aber nicht 
vom Wissensstand der Stipendiaten zu über- 
zeugen, und falls dies so ,ist, sieht (die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, diesen Zustand ge- 
setzlich zu ändern? 

Treffen Meldungen aus Kreisen der Arbeits- 
verwaltungen zu, daß idie Wirtschaft, Handel 
und Handwerk von Jahr zu Jahr weniger 
Lehr- und Ausbildungsplätze zur Verfügung 
stellen, und es idadurch limmor schwieriger 
wird, allen die Schule verlassenden finteressier- 
ten Jugendlichen einen Lehrplatz zu vermit- 
teln? 

Ist anzunehmen, daß die rückläufige Zahl der 
Lehrstellen auf ein „abgestimmtes Verhalten'" 
zurückzuführen ist, und welche Konsequenzen 
gedenkt die Bundesregierung zu ziehen um 
sicherzustellen, daß nicht nur Schul- und Stu- 
dienplätze, sondern auch Lehr- und Ausbil- 
dungsplätze in ausreichender Zahl zur Verfü- 
gung stehen und eine nennenswerte Jugend- 
lichenarbeitslosigkeit verhindert wird? 
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127. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


128. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


129. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bimdiesregierung die Tat- 
sache, daß Firmen, die lim Bereich der Belie- 
ferung von Schulen mit Unterrichts- und 
Übungsmaterial bzw. -geraten ein gewiisses 
Monopol besitzen, auch beim Bezug großer 
Mengen (z. [B. Ersatzteile, Chemikjalien) häufig 
um 300 bis 400^/o höhere Preise berechnen als 
der örtliche Handel, und wie gedenkt sie die- 
sen M'ißstand zu beseitigen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundiesregie- 
rung, die Bewilligungsbescheide für die von 
ihr geförderten Schulmodelle so rechtzeitig zu- 
zusteUen, daß Verlegenheitskäufe zum Ende 
eines Haushaltsjahrs vermieden werden? 

Ist die Bundesregierung auf Grund der in der 
Öffentlichkeit zunehmenden Kritik an der 
Mengenlehre bereit, eine Stellungnahme zu 
den Problemen der neuen Mathematik an 
Schulen und bei Schülern und Eltern abzu- 
geben? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Trifft eine Meldung in der Frankfurter Allge- 
Schröder meinen Zeitung vom 14. Februar 1974 zu, daß 

(Lüneburg) Berater des Kanzleramts ©in Auslanidisbüro 

(CDU/CSU) unterhalten und den Titel „Speöial Adviser" 

führen, und wienn ja, um wie viele Berater 
mit welchen Aufgabenstellungen handelt es 
siich hier? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter Welches fsind Inhalt und Begründung ‘des Sta- 

Dr. Mertes tusunterschieds zwtischen den deutschen Zivil- 

(Gerolstein) beschäftigten bei den NATO-Einheiten und 

(CDU/CSU) -Dienststellen in Deutschland einerseits und 

bei den atliiierten Einheiten und Dienststellen 
in Deutschland andererseits? 

3. Abgeordneter Wird an ©ine stärkere arbeitsrechtliche Sicher- 

Dr. Mertes Stellung der deutschen Zivilbeschäftigten bei 

(Gerolstein) den alliierten Binheiten und Dienststelilen 

(CDU/CSU) — parallel zu den deutschen Zivillbeschäftigten 

bei den NATO-Einheiten und -Dienststellen — 
gedacht, wenn jia, lin welcher Weise und ab 
wann, und wenn nein, warum nicht? 

4. Abgeordneter Ist d'er Bundesregierung bekannt, daß bei An- 

van Beiden gehörigen des Auswärtigen Dienstes in den 

(CDU/CSU) USA nach Fortfall der Währungsausgleichiszu- 

lage jetzt nach Wiederfestigung des Dolilars 
Härtefälle entstehen, insbesondere bei den 
unteren Eimkommensgruppen, wo beispiels- 
weise jetzt die Gruppe V c BAT (Sekretärin) 
nur imiiniimal mehr verdient pro Stunde als, 
eine Reinmacheihiilfe, und teilt (die Bundes - 
regierunig die Ansicht, daß dieses Problem 
für den gesamten Auswärtigen Dienst im 
Ausland gelöst werden muß, zumindest aber 
für die Zeit des Floatens der D-Mark eine 
flexible Regelung geschaffen werden muß, 
denn das jetzige System ist zu .starr, da bei- 
spielsweise die nach Wegfall der 30 ^/dgen 
Zulage jetzt wieder bewilligte Einführung 
von 5®/o noch nicht einmal auisgezahlt ist? 

5. Abgeordneter In welchem Umfange unterstützt die Bomides- 

Dr. Wittmann regierung die Arbeit des Volksbunds Deut- 

(München) scher Kriegsgräberfürsorge? 

(CDU/CSU) 
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6. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang bestehen dn den osteuro- 
päischen Staaten ideutsche SolidiatenfniedhÖfe, 
welche Vereinbarungen sind mit osteuropäi- 
schen Staaten über N euer r ich tung solcher 
Friedhöfe getroffen, und in welchem Umfange 
können Angehörige aus der Bundesrepubliik 
Deutschland bestehende Soldat enfniedhöfe be- 
suchen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Dr. Blüm 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


9. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


10. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregdenung, eine Ent- 
scheidung über die Genehmigung des Kern- 
kraftwerks BASF, Ludwigshafen/Mannheim, 
zu fällen, und welche zeitlichen Vorstellun- 
gen hat sie für 'das weitere Vorgehen in 
dieser Angelegenheit? 

Trifft es zu, daß die britische Regierung keine 
Genehmigung für amerikanische Reaktoren er- 
teilt und erklärt, daß für die Ablehnung Sicher- 
heitsgründe maßgeblich sind, und beabsiichtigt 
die Bundesregierung gegebenenfalls, die glei- 
che Haltung einzunehmen? 

Trifft es zü, daß die US^ Atomenergiekommis- 
sion bisher gezögert hat, eine Baugenehmi- 
gung für einen Großreaktor (über 1000 Mega- 
watt) des Unternehmens Babcock und Wilcox 
zu erteilen, und wie steht die Bundesregierung 
zu Plänen, einen solchen Reaktor in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu errichten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zur Gleichstellung von Fachhochschulin- 
gerDieuren und 'altgraduierten Ingenieuren im 
öffentlichen Dienst, nachdem sich auf Grund 
des Zweiten Besoldungserhöhungsgesetzes 
diese Teilung der Laufbahn in finanzieller Hin- 
sicht ergeben hat? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Kommission 'der Buropäi- 
Sdieu sehen Gemeinschaften seit längerer Zeit an 

(SPD) einem Richtlinienvorschlag zur Harmonisie- 

rung des Rechtis 'der Handelsveirtreter arbeitet, 
und trifft es zu, daß solche Richtlinien schon 
1973 verabschiedet werden sollten? 


12. Abgeordneter 
Sdieu 


(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen bzw. wird sie ergreifen, um zu er- 
reichen, daß diese s.dron seit längerer Zeit 
laufenden Arbeiten der EG-Kommlssion am 
Handelsvertreter recht möglidist bald zum Ab- 
schluß gebracht werden? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Hat die Biundesregierung kLargestellt und aib- 
gesichert, daß im Rahmen der deutsch-jugo- 
slawischen Zusammenarbeit bei der Ausliefe- 
rung von Personen, die von jugoisla Wischer 
Seite krimineller Delikte beschuldigt werden 
(wie z. B. bei jenen drei Jugoslawen^ die laut 
Tanjug vom 1. März 1974 durch Interpol in 
München den jugosla wischen Behörden über- 
geben wurden), niemanxl ausgeliefert wird, der 
aus politischen Gründen gesucht, aber krimi- 
neller Taten beschuldigt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14, Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Bis zu welchem Zeitpunkt werden die Daten- 
verarbeitungseinrichtungen im Bundesfinanz- 
ministerium soweit funktionsfähig sein, daß in 
den jährlichen Haushaltsrechnungen auch die 
Ist-Ergebnisse der VerpfMchtungsermächtigun- 
gen entsprechend § 80 Abs. 2 der Bundeshaus- 
haltsordnung ausgewiesen werden können? 


15. Abgeordneter 
Milz 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Mineralölverbrauch in den 
Monaten Januar und Februar 1974 im Ver- 
gleich zu den jeweiligen Monaten des Jahrs 
1973, und sind die Mineralölsteuereinnahmen 
in den betreffenden Monaten vergleichsweise 
gestiegen Oider gesunken? 


16. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, diaß viele im 
Rentenalter stehende ehemalige Angehörige 
freier Berufe, die eine eigenständige Alters- 
versorgung auf der Basis von Ersparnissen in 
einer Höhe getroffen haben, die noch vor fünf 
Jahren als, zur Bestreitung des Lebensunter- 
halts völlig ausreichend gewesen ist, inzwi- 
schen infolge der steiig steigenden Inflations- 
raten, insbesondere infolge des anhaltenden 
Mißverhältnisseis der Zinssätze von vor eini- 
gen Jahren gekauften festverzinslichen Wert- 
papieren zu den derzeitigen Preissteigerungs- 
raten, mit ihren Sparzinsen an den Rand des 
Existenzminimums geraten, und wie gedenkt 
die Bundesregierung, diesen Menschen zu hel- 
fen? 


17. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch die Verteuerungen im Mineralölbereich 
die Arbeit gemeinnütziiger Organisationen, 
wie z. B. des Deutschen Roten Kreuzes, auf 
dem Gebiet des Rettungswesens und Kranken- 
transports erschwert wird, und iist die Bundes- 
regierung bereit, beispielsweise durch Radu- 
zierung des Mineralölsteuersatzes für diese 
Organisationen einen Ausgleich zu schaffen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter Hat dde Bunidesregierunjg bereits konkrete 

Dr, Köhler Vorsteldunigen und kann sie idiieise miitteilien, 

(Duisburg) wie die Energieträger (Kohle, flüsisige Brenn- 

(CDU/CSU) Stoffe, Erdgas und Elektrizität unterschied- 

liicheir Herkunft) je nach ihrem Verwendunigs- 
zweck als Kalorienträger, Rohstoff o'der Tredb- 
stoff, in kurzer, mdttlerer und tanger Friist 
entsprechend den Mogliichkedten, Erfordernis- 
sen und Biedürfnissen der einzelnen Industrie- 
zweige und privater Haushalte untereinander 
austauschbar sind? 

19. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung einen Überblick 

Dr. Köhler über das dnfoilge der unterschiedliichen Binsatz- 

(Duisburg) Verhältnisse veränderte Mengenbild der Sub- 

(CDU/CSU) stitutionsprodukte, die den Verbrauchern dar- 

aus möglicherweise entstehenden Mehrkosten 
und Fotgen für die Wettbewerbsfähigkeit ein- 
zelner Industriezweige, und kann sie diesen 
überbliick miitteilen? 

Ist es zutreffend, duß beiabsichtigt ist, das 
Textilkennzeichnungsgesetz dahin gehend zu 
ändern, daß auch Teppiche, in deren Wollgarn 
ein Jutestrick eingesponnen ist, mit der Be- 
zeichnung „Reine Schurwolle" versehen wer- 
den dürfen? 

Sofern entsprechende Bestrebungen tatsäch- 
lich bestehen wird um Auskunft gebeten, wel- 
che Gründe für diese geplante Änderung vor- 
handen sind, diie zumindest in Verbraucher- 
kreiisen ein irrtümliches Biiid von den Bestand- 
teilen entsprechender Teppiche entstehen las- 
sen wirnd, die sich unter der Bezeichnung „Rei- 
ne Schurwolle" eine Ware vorstellen, die 
lOO^t^o aus reiner Schurwolle besteht? 

Ist die Bundeisregierung nunmehr, nach Kennt- 
nis der Daten über das PreisveThalten der 
Mineralölkonzerne während des Ölembargos, 
bereit, die Kartelilgesetzgebung daraufhin zu 
überprüfen, ob durch weitere Reformen zu- 
sätzliche Möglichkeiten der Verhinderung des 
Mißbrauchs der Marktmacht durch marktbe- 
herrschende Unternehmen geschaffen werden 
müssen und sollen? 

23. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Einführung 
Kater von vorbeugenden Preisbildungskontrollen 

(SPD) für marktbeherrschende Unternehmen durch 

das Bundeskartelilamt nicht eine nützliche 
und notwendige Möglichkeit, dem möglichen 
Marktmißbrauch durch derartige Unternehmen 
entgegenzuwirken? 
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24. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


Wie beurteiiilit idlie Burudietsiregierung diie Tat- 
sache, daß nach Frankreich nun ein zweites 
EG -Land, nämMch Itaiiien, im nationalen Allein- 
gang versoicht, seine Energieprobleme, insbe- 
sondere auf idem Gebiet von RohöMmporten, 
zu lösen, und konnte (dieses Land nach dien in 
der EG geltenden Regeliungen mit Libyen einen 
Handeilsvertra g abschli eß en ? 


25. Abgeordneter Sind die Europäischen Gemeinschaften in der 
Wolfram Lage, lebenswichtige Probleme, z. B. (die der 

(SPD) Energiepoiifcik, gemeinschaftlich zu lösen, und 

wie iis't der Stand ider Bemühungen, eine ge- 
meinsame Antwort auf idie Herausfonderomg 
der Ölkrise zu geben? 


26. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit. Wiegen der 
konjunkturellen Lage im Zonenrandgebiet das 
ERP-Gemeinde-Programm auf alle Gemeinden 
bzw. Gemeindeverbände, zumindest laber auf 
die zentralen Orte in den Gebieten der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung (der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur", auszuweiten? 


27. Abgeordneter 
Seibert 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung bereits 'einen Über- 
blick über die preispolitischen Auswdirkungen 
des Verbots der Preisbindung der zweiten 
Hand? 


28. Abgeordneter Treffen Pressebeiiichte zu, denenzufolge sich 
Seibert die mißbräuchliche Anwendung von Preis- 

(SPD) empfehlungen lerheblich verstärkt hat, und be- 

absichtigt die Bundesregierung dm Hinblick 
darauf, (die Frist bis zur Überprüfung der Preis - 
empfehlungen zu verkürzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise will die Bundesregierung 
sicherstellen, daß die inflationistischen Kosten- 
steigerungen im Molkerei- und Dienstlei- 
stungsbereich die notwendige Milcherzeuger- 
preisanhebung nicht verh indem? 


30. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hat «diie Bundesregierung einen Dmck auf den 
deutschen Rindfleischmarkt festgestellt, der 
durch die Importsperre mehrerer Länder der 
Europäischen Gemeinschaft verursacht ist, und 
was (gedenkt sie dagegen zu tun? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


31. Abgeordneter 
Köster 
(CDU/CSU) 


Ist ider Bundesregierung bekannt, daß mithel- 
fende Ehefrauen von Selbständigen sich erst 
seit 1967 in der gesetzlichen Renten Versiche- 
rung pflichtversidiern konnten und viele Frau- 
en hierdurch heute nicht die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme ides vorgesehenen 
Altersruhegeldes mit 60 Jahren erfüllen, und 
wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, für 
diesen beschränkten Personenkreis eine Härte- 
regelung für eine Übergangszeit ednzuführen? 


32. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Anträge 
auf Witwen- (Waisen-) Rente an die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestelilte in B(erlin 
trotz vollständiger Antragsunterlagen eine 
Bearbeitungszeit von sechs Monaten benöti- 
gen, den Antragstellern, die durch diese lange 
Bearbeitungszeit in erhebliche wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten, auf mehrere Mahn- 
schreiben keine Antwort zuteil wird, und wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
im Interesse der Antragsteller eine Beschleuni- 
gung der Bearbeitung herbeizuführen? 


33. Abgeordneter Welchen Inhalts ist der „Forschungsauftrag 
G ansei über Stumpf schm erzen Amputierter" das Bun- 

(SPD) desarbeitsministeriums, und wann ist mit sei- 

ner Veröffentlichung zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, «daß 
im Rahmen ider WohnungsfÜTsorge ‘den Solda- 
ten zum Kauf angebotene Wohnungen nach 
den Grundsätzen der Vermögensbilidung keine 
Bevorteilung von Wohnungsbaugesellschaften 
erfolgen soll, zumal der Bau der erwähnten 
Einfamiiienreihenhäuser voll durch Mittel des 
sozialen Wohnungsbaues gefördert worden 
ist? 


35. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundeisregie- 

Ey rung, im Sinne der Verbesserung der Wehr- 

(CDU/CSU) dienstgerechtigkeit, heimatfemen diensttuen- 

den Soldaten einen Ausgleich zu gewähren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


36, Abgeordneter 

Bäuerle 


(SPD) 


Was gedenkt 'die Bundesregierung zu tun, um 
im Verdi'chitainigsTiaum Frankiturt — Oftenibach 
einen Teil des IndiivMual Verkehrs, vomehm- 
Mch die Pendlerstrome, auf zeitgemäße und 
attraktive Nahverkehrsmittel zu verLagern? 


37. Abgeordneter Wird diie Bundesregierung, wenn sde .solche 

Bäuerle Pläne verfolgt, alsbald einen Zeitplan aufstel- 

(SPD) len, wie und in welchem Zeitraum das, Nah- 

verkehrsmittel zur Verfügung stehen wird? 


38. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt 'die Bunidesregierung den Aus- 
bau der Bunde sbähns trecke Ruhrgebiet — Sie- 
gen — Dillenburg — Wetzlar — Gießen — Frank- 
furt im Rahmen der 1. DringMchkeitsstufe des 
Investitio ns Programms der Deutschen Bundes- 
bahn, und 'aus welchen Gründen ist der für 
den Z 0 itra,um nach 1985 ursprünglich vorgese- 
hene Bau einer Schnellstrecke (bis zu 300 km/h 
Geschwindiiigkeit) nicht mehr im Investitions- 
programm der Deutschen Bundesbahn vorge- 
sehen? 


39. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht idie Bundesregie- 
rung, beim Bau der Bundesautobahn Monta- 
baur — Reiskirchen (Teilstück Autobahn-Kreuz 
Wetzlar — ^Krofdorf — ^Gleiberg) auf (di.e mit 
Schreiben vom 8. März 1974 durch die Ge- 
meinde Waldiglrmes an den Bund es Verkehrs - 
minister herangetragenen Bedenken einzuge- 
hen, und wie nimmt sie insgesamt Stellung zu 
dieser Petition? 


40. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregiierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn im Rahmen ihres „Plan 
400" beabsichtigt, die Güterabfertiigung auf 
dem Bahnhof Nielbül 1/Nordfriesland aufzuhe- 
ben obwohl der Ort Niebüll gerade in diesen 
Tagen zum Schwerpunkt erklärt worden ist, 
und wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, 
im Zuge einer ordnungsgemäßen Versorgung 
insbesondere der Inseln und Halligen aber 
auch der raumordnungspolitisch wünschens- 
werten Entwicklung des Orts und des Raums 
Niebüll auf die Deutsche Bundesbahn einzu- 
wirken, von ihrem Vorhaben Abstand zu neh- 
men? 


41. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Unter bezug 'auf die mir zu den Fragen 47 und 
48 in der Fragestunde am 20. /21. Februar 1974 
erteilte Antwort frage ich die Bundesregie- 
rung, wieviel neue Ortsausgangs Schilder bis 
zum Abschluß der Umstellungsaktion ange- 
bracht werden müssen? 
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42 . Abgeordneter Was kann die Bundesregierung ranternjehmen, 

Dr. Schmitt- um zu erreichen, idiaß Flugpasisagiere auf atlen 

Vockenhausen Flugrouten in gleicher Weise versichert sind? 

(SPD) 

43. Abgeordneter Aus welchen Teilen besteht die neue Schiff- 

Biechele fährtsordnung für den Bodensee, die alis staats- 

(CDU/CSU) vertragliche Regelung von Vertretern der drei 

Anliegerstaaten im Juni 1973 unterzeichnet 
wurde, und bis zu welchem Zeitpunkt wird 
sie in Kraft treten können? 


Wann ist idas tuftrechtliche Genehmigungsver- 
fahren für den Flughafen München II ahge- 
schloissen, 'und wann glaubt die Bundesregie- 
rung, kann mit dem Bau dieses Flughafens 
begonnen werden? 


45. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Ausbau 
Dr. Stienen der „Viiersener Kurve" in das Investitions- 

(SPD) Programm der Deutschen Bundesbahn für Neu- 

baustrecken aufziunehmen? 


46. Abgeordneter Für welche Zeitpunkte ist mit der Aufnahme 
Dr. Stienen des Ausbaus des genannten Streckenstücks in 

(SPD) das Investitionsprogramm und mit der Her- 

stellung dieser Neubausitrecke zu rechnen? 


47. Abgeordneter Sieht idie Bundesregierung in Anbetracht des 
Dr. Jenninger besorgniiser regenden Rückgangs des Angebots 

(CDU/CSU) von Ausbildungsstellen für Lehrlinge vor al- 

lem in den wirtschaftsschwachen Gebieten 
Möglichkeiten, idie Ausbildung skapazität von 
Bundesbahn und Bundespost in diesen Gebie- 
ten zu erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


48. Abgeordneter Kann die Bundes regierung Auskunft idarüber 
Dr. Jahn geben, auf welcher Rechtsbasis die Erhöhung 

(Braunschweig) des Kaufpreises für Einfamilienreihenhäuser, 

(CDU/CSU) die im Rahmen ider Wohnungsfür sorge für 

Soldaten erstellt werden, von 64 922 DM um 
rund 20 000 DM auf 84 000 DM in einem Jahr 
(1972 auf 1973) vorgenommen wurde und kann 
eine detaillierte Aufstellung des geforderten 
Kaufpreises durch den Bauträger gegeben 
werden? 


44. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


49. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Kann diie Bumdeisregiieriing heute bestätigen, 
daß es für die Soldaten der NVA-Grenztruppe 
eene erhöhte Ab schuß prämte von jetzt 5000 
DM an (der Demarkationslinie zur Bundesre- 
publik Deutschland gibt, nachdem sie am 
20. Februar 1974 vor dem Deutschen Bundes- 
tag erklären ließ, es habe zur früheren Prämie 
von 3000 DM wohl „Einzel-, laber keine gene- 
rellen Erkenntnisse" gegeben, und über die 
neue Entwicklung gebe es zwar Presisemeldun- 

y cii, LLUCI tvcMii'c: Jf unG.'ücaLiy l 0 ii V 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


50. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen hat dus Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie aus dem 
von ihm vergebenen Gutachten „Studie über 
ein integriertes System der technologischen 
Prognose und Forschungsplanung für den Tech- 
nologiebe reich" an die Firma ABT in Cam- 
bridge (Maas.) igezogen, insbesondere bei der 
Neuorganisation des Forschungsmdnisteriums? 


51. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Ist das Bundesim inist erium für Forschung und 
Technologie bereit, jedes Jahr ein Fünfjahres- 
technologieprogramm fort schreibend zu ver- 
öffentlichen, in dem (die anzu streb enden ge- 
sellschaftlichen Ziele, diie zur Erreichung die- 
ser Ziele notwendigen Forschungs- und Ent- 
wicklungsianstrengungen und der bisherige 
Stand von Forschung und Technologie behan- 
delt werden? 


52. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen hat das, Bundiesmlniste- 
rium für Forschung und Technofogie uns dem 
von ihm geförderten Gutachten „Informations- 
austausch im Zusammenhang öffentlich geför- 
derter Forschung und Entwicklung", durchge- 
fÜhrt vorn Institut für KommunikationspLa- 
nung, für seine praktische Tätigkeit gezogen, 
und an welchen konkreten Beispielen läßt sich 
nachweisen, daß dieses Gutachten eine Aus- 
wirkung auf die Entscheidungsifällung des Bun- 
desministeriums hatte? 
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53. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


57. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


58. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Dr, Eyrich 
(CDU/CSU) 


Gibt es eine zentrale Stelle bei der Bundes- 
regiierung oder bei einer von ihr geförderten 
Instiitution, bei der sämtliche Forschungsbe- 
richte der mit staatlichen Mitteln geförderten 
Forschungsvorhaben systematisch erfaßt und 
den fachlich interesisierten Stellen der Bundes, - 
republik Deutschland zugänglich gemacht wer- 
den, damit ungeplante Doppelarbeit vermieden 
und gewonnene Erfahrungen nicht ungenutzt 
bleiben? 


Ist :das Bundiesministerium für Forschung und 
Technologie bereit, eine Studie zu vergeben, 
in der geprüft wird, ob es möglich und wirt- 
schaftlich ist, in der Nordsee kürustliche Inseln 
anzulegen, auf idenen Kernkraftwerkkomplexe 
gebaut werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mh 
den Partnern in der Europäischen Gemein- 
schaft ein koordiniertes Forschungsprogramm 
zur wirtschaftlichen Gewinnung von Wasser- 
stoff aus Wasser durchzuführen, um frühzeitig 
über einen breit anwendbaren EnergieträgeT 
und Rohstoff zu verfügen? 

Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 
die für eine Konzentration der Postämter und 
damit für die Stillegung von Postämtern auch 
in zentralen Orten des ländlichen Raums be- 
stimmt sind, und um welche Begründungen 
handelt es sich? 


Inwiewieit wird sich die Bundesregierung da- 
für einsetzen, daß das Postamt in der Kreis- 
stadt Altenkirchen, Westerwald, dessen Auf- 
lösrimg zur Diskussion steht, erhalten wird, 
weil dadurch die Position der Stadt als Stand- 
ort der Kreisverwaltung, des Amtsgerichts und 
des Finanzamts infrage gestellt werden 
könnte? 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der Reisolution der Deutschen Post- 
gilde e. V. vom 5. März 1974 ziehen, in der 
u. a. der sinnlose Ausverkauf -ganzer Po/st- 
dienstzweige, die Vernachlässigung der In- 
teressen der Allgemeinheit, der weitere Ab- 
bau des Leistungsstandes, die mangelnde Füh- 
rung der Deutschen Bundespost und die Ver- 
nachlässigung -der beruflichen Interessen der 
Beamten des Betriiebs- und Verwaltungsdien- 
stes dem Bundesminister vorgeworfen wer- 
den? 


Glaubt die Bundesregierung, daß eine bessere 
Kapazitätsausnutzung der Einrichtungen der 
Deutschen Bundespoist durch eine marktkon- 
forme Lenkung auf Tageszeiten und Jahres- 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1816 


Zeiten mit unterdurchschnittMcher Kapazitäts- 
auslastung und durch attraktive Angebote in 
Stoßzeiten mögJiich ist, und welche konkreten 
Maßnahmen hierzu sind von der Bundesregie- 
rung beabsichtigt? 


60. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundetsregierung bekannt, daß die Ab- 
geltung der Mehrleiistungen, beispielsweise im 
We ihn achts verkehr, dadurch zu Schwierigkei- 
ten führt, idaß sich diese Abgeltung der Mehr- 
leistungen nach der Besoldungsgruppe bzw. 
nach der Vergütungsgruppe richtet, obwohl 
die bei erforderlichen Mehrleistungen von 
Einzelnen zu erbringende Arbeitsleistung oft 
unabhängiig von der individuellen Besoldungs- 
odcr Vergütungsgruppe ist? 


61. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Einsparungen verspricht sich die Bun- 
de'&regierung von der Übertragung des Rund- 
funkgebühr enabrechnungsd i ens tes auf die 
Rundfunk- und Fernseh ans falten ab 1. Januar 
1976, und glaubt die Bundesregierung, daß die 
Änderung d es G ebühren Char akters von einer 
Holschuld in eine Bringschuld nicht auch die 
Deutsche Bundespost in die Lage versetzen 
könnte, die gleichen Rationaiiisierungser folge 
zu 'erzielen, wie sie möglicher weise von der 
übertragun^g des Abrechnungsdienstes auf die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten erwartet wer- 
den? 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Dr. Evers eine Übertragung des Rundfunkgebührenab- 

(CDU/CSU) rechnungsidienstes bei der Deutschen Bundes- 

post gerade Schweirbeschädigte freigesetzt 
werden und daß dadurch die gesetzMeh vorge- 
schriebene Besch äftigungsquote für Schwerbe- 
schädiiigte bei der Deutsehen Bundespost weiter 
absinkt? 


63. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Ist d'er Bundesregierung bekannt, daß im 
deutsch-polnischen Postverkehr besonders lan- 
ge Zustellungszeiten für Postgut bestehen, 
und wias ige denkt idle Bundesregierung zu 'un- 
ternehmen, um zukünftig einen reibungslosie- 
ren 'deutsch-polnischen Postverkehr zu errei- 
chen, so daß Weihnachtspakete nach Polen 
nicht erst nach drei Monaten an den Empfän- 
ger zugestellt werden? 


64. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie und unter welchen Voraussetzungen, be- 
zogen auf Ausbildung und Dienststellung des 
bei der Deutschen Bundespost in Laufbahn- 
gruppe CFt beschäftigten technischen Perso- 
nals, wird die 'angespro ebene Laufbahngruppe 
künftig besetzt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

65. Abgeordneter Ist der Bundesregieming bekannt, daß bei- 

Pfeifer spi eis weise vom Studenten werk der Uniiversi- 

(CDU/CSU) tat Tübdngen eine Erhöhung der Mietpreise in 

einem Studentenwohnheim um 80^/o und leine 
Erhöhung der Beiträge für studenteneiigene 
Kindertagesstätten um 75^/o gefordert worden 
Ist, und welche konkreten Hilfsmöglichköiten 
sieht die Bundes regierung vor, um in Fällen 
wie dem igenannten zur Verm:eddung iderartig 
hoher Preissteigerungen beizutragen? 

66. Abgeordneter Welche Möglidikeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schmitt- rung, auf andere Weise zu igewährleisten, daß 

Vockenhausen im Fall des Besuchs einer privaten Ausbdl- 
(SPD) dungsistätte diese auch Schuligeld und Studien- 

gebühren erhält? 

67. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der Lehrstühle für Ar- 

Gansel beits- und Sozdalmedizin an den Hochschulen 

. (SPD) im Letzten Jahr entwickelt, und was hat die 

Bundesregierung troitz (ihrer beschränkten ver- 
fassungsrechtMchen Möglichkeiten für diie Bin- 
richtung weiterer Lehrstühle getan? 


Bonn, den 15. März 1974 
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